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 Die Demographisierung der Geschlechtergleich-
stellung in Wirtschaft und Gesellschaft 
Ergebnisse einer Fallstudie zum Gleichstellungsgesetz für die 
deutsche Wirtschaft 
Annette von Alemann 
Einleitung 
In den Sozialwissenschaften, aber auch in Politik und Öffentlichkeit wird derzeit 
immer intensiver über den »demographischen Wandel«, seine Ursachen und Konse-
quenzen diskutiert. In den Medien wechseln sich Serien über die Kinderlosigkeit 
deutscher Frauen und Männer, Mutter- und Vaterschaft und das Leben im Alter ab, 
Politiker diskutieren über die Zukunft der Rentensysteme, und selbst die Wirtschaft 
fragt danach, ob es sich nicht auch betriebswirtschaftlich lohnt, die Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie bei ihren Mitarbeitern zu fördern. Dass weibliche Fach- und 
Führungskräfte auf Grund ihrer teils biologisch, teils sozialisatorisch bedingten 
Andersartigkeit – im Fachjargon »Diversity« genannt – ein Gewinnpotenzial dar-
stellen, hat sich längst bis in die Führungsetagen der Großunternehmen herumge-
sprochen und ist empirisch belegt. Wie aber kommt es zu dieser Demographi-
sierung öffentlicher, politischer, wirtschaftlicher und eben auch wissenschaftlicher 
Diskurse? Der Beitrag ist ein Erklärungsversuch zu dieser Frage, indem er am Bei-
spiel eines politischen Konflikts zeigt, wie Macht- und Interessenkonstellationen zu 
politischen Handlungen führen, die wiederum öffentliche Diskussionen, wirtschaft-
liche Absichtserklärungen und wissenschaftliche Untersuchungen in Gang setzen. 
Präsentiert wird die Analyse des Konflikts um ein Gleichstellungsgesetz, wobei 
herausgearbeitet werden soll, dass sich im Laufe des politischen Diskurses eine 
thematische Verschiebung vollzogen hat. Diese Diskursveränderung hat zu Hand-
lungskonsequenzen geführt, die bis heute wirksam sind. Empirische Grundlage ist 
eine Fallstudie, die im Rahmen des Forschungsprojekts Wirtschaftseliten zwischen Kon-
kurrenzdruck und gesellschaftlicher Verantwortung an der Universität Bielefeld auf der 
Grundlage von Experteninterviews und umfangreichen Dokumentenanalysen ange-
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fertigt wurde (vgl. Alemann 2007).1 In ihrem Zentrum steht der Konflikt um die 
Institutionalisierung eines Gleichstellungsgesetzes für die deutsche Wirtschaft in 
den Jahren zwischen 1998 und 2001. Um verstehen zu können, wie sich der öffent-
liche Diskurs vom Ansatz der Geschlechtergerechtigkeit zum Ansatz der Familien-
freundlichkeit verschoben hat, wird der Konflikt um das Gleichstellungsgesetz im 
Folgenden näher betrachtet. 
Der Konflikt um das Gleichstellungsgesetz 
Die Vorgeschichte des Konflikts reicht in die 1980er Jahre zurück. Seit Mitte der 
1980er Jahre hatten Politikerinnen und Politiker aus SPD und Bündnis90/Die 
Grünen sowie Gewerkschaftsmitglieder Entwürfe und Vorüberlegungen für umfas-
sende Antidiskriminierungs- und Gleichstellungsgesetze entwickelt (Raasch 1999), 
diese reichten in ihren Forderungen bis hin zur grundlegenden Abschaffung struk-
tureller Diskriminierung und einer positiven Diskriminierung von Frauen »bis zur 
Überwindung der patriarchalen Struktur« (Nohr 2001: 15). Seit den 1980er Jahren 
hatte es auch im Gewerkschaftslager eigene Ideen zu einem Gleichstellungsgesetz 
gegeben, die aber in der Vergangenheit jeweils zu Gunsten freiwilliger Initiativen 
der Wirtschaft aufgegeben worden waren. 
Mit dem Regierungswechsel im Oktober 1998 glaubten die Verfechterinnen und 
Verfechter eines Gleichstellungsgesetzes sich am Ziel: Die in den Wahlprogrammen 
von SPD und Bündnis 90/Die Grünen enthaltene Forderung nach einem Gleich-
stellungsgesetz für die Privatwirtschaft (Nohr 2001) wurde in den Koalitionsvertrag 
übernommen. Dieser bezeichnete die Gleichstellung von Frau und Mann als »gesell-
schaftliches Reformprojekt«, das durch das Aktionsprogramm Frau und Beruf ver-
wirklicht werden sollte (Koalitionsvertrag 1998: 19). Ausgangspunkt für diese For-
—————— 
 1 Die Quellenlage zu diesem Fall ist uneinheitlich. Dokumente der Bundesregierung, Gewerkschaften, 
(Frauen-)Verbände (Gesetzesvorlagen, Kommentare, Kritiken) und einzelner Politikerinnen und 
Politiker sind im Internet ebenso zugänglich wie die Informationsdienste des Instituts der deutschen 
Wirtschaft und anderer Forschungsinstitute; weniger präsent sind Materialien der Wirtschaftsver-
bände. Anrufe bei den Presseabteilungen der Verbände stießen auf verhaltene Ablehnung. Hinzu 
kommen Printmaterialien von Bundesregierung, (Frauen-)Verbänden und Gewerkschaften sowie 
Gesetzestexte und -kommentare. Wissenschaftliche Untersuchungen zum Diskurs über die Verein-
barung bzw. den Gesetzentwicklungsprozess liegen bislang nicht vor. Die Gleichstellungsgesetz-
gebung wurde allein in zwei aktuellen Tagungsdokumentationen (Rust u.a 2003; König u.a. 2004) 
rezipiert. Da es sich bei der Rekonstruktion des Prozesses um eine explorative Untersuchung han-
delt, wurde das Instrument des Experteninterviews genutzt; zwischen Juli 2004 und Januar 2005 
wurden insgesamt elf Hintergrundgespräche mit Zeitzeugen und zentralen Akteuren des Falles ge-
führt, deren Ergebnisse in die Darstellung und Bewertung des Falles eingehen. 
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derung war die Tatsache, dass etwa drei Viertel der ca. 36 Millionen Erwerbstätigen 
in Deutschland in privatrechtlich organisierten Arbeitsverhältnissen beschäftigt sind 
(Notz 2002), die Gleichberechtigung von Frauen jedoch nur für den öffentlichen 
Dienst gesetzlich geregelt war. 
Im Juni 1999 wurde das Programm Frau und Beruf von der Bundesregierung 
beschlossen. Allerdings war die Forderung nach einem Gleichstellungsgesetz für die 
Privatwirtschaft nicht mehr in dem Programm enthalten. Das Regierungsprogramm 
wurde insbesondere von Gewerkschafterinnen und Gewerkschaftern als unzu-
reichend kritisiert. Die Gewerkschaften waren von Anfang an in den Dialog mit der 
SPD eingebunden gewesen und unterstützten das Vorhaben der Bundesregierung 
für ein Gleichstellungsgesetz prinzipiell (Pfarr 2001) – wenn auch mit weniger 
Druck als andere Gesetzesinitiativen der Bundesregierung.  
Mitte 1999 berief Familienministerin Bergmann eine Expertengruppe ein, die 
sich bis Ende 2000 regelmäßig traf, um Eckpunkte und Struktur eines Gleichstel-
lungsgesetzes zu beraten. Die Juraprofessorin Heide Pfarr erhielt den Auftrag, einen 
Entwurf für ein Gleichstellungsgesetz zu schreiben.  
Der im Programm Frau und Beruf angekündigte Dialog zwischen Bundesregie-
rung und Wirtschaft wurde im Jahr 2000 auf mehreren Dialogforen realisiert, an 
denen Vertreter der Arbeitgeberverbände, Gewerkschaften und Frauenverbände 
teilnahmen. Durch die Einbeziehung der Wirtschaftsvertreter erhielt der Diskurs 
eine inhaltliche Verschiebung. In ihrer Begrüßungsrede zum ersten Forum »Chan-
cengleichheit als Erfolgsfaktor für die Wirtschaft« bezeichnete die Familienminis-
terin Chancengleichheit als »positiven Wettbewerbsfaktor«. Dadurch wurde das 
Verhältnis zwischen Wirtschaft und Frauen nicht mehr als Benachteiligungsver-
hältnis, sondern als gemeinsames Interessen von Wirtschaft, Politik und Frauen dar-
gestellt. 
Diese Diskursverschiebung stellt zugleich eine Trendwende dar. Auf der einen 
Seite wird der Stimmungswandel als Schwäche der Familienministerin bewertet. In 
der Änderung der Diskussionsrichtung kann man aber auch eine strategische Stärke 
Christine Bergmanns sehen, die abschätzen konnte, dass ein Gesetz innerhalb der 
Legislaturperiode nicht realisierbar sein würde, und die zugleich eine Öffnung von 
Wirtschaft und Gesellschaft für Gleichstellungsfragen erreichen wollte. Es war 
nämlich abzusehen, dass die Unterstützung für ein Gleichstellungsgesetz auch in 
Bergmanns Partei, der SPD, abnahm. Die Unterstützerinnen für die Gesetzesini-
tiative waren in zwei Richtungen gespalten. Während die eine Richtung weiterhin 
ein Gleichstellungsgesetz anstrebte, stand für die anderen Akteurinnen die freiwil-
lige Gleichstellung von Frauen in der Wirtschaft im Vordergrund. Die Entwicklung 
des Prozesses wurde, so bestätigen es Dokumente und Aussagen von Zeitzeugen, 
wesentlich von Bundeskanzler Schröder beeinflusst, der das Gleichstellungsgesetz 
für die Privatwirtschaft nicht unterstützte. 
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Im September 2000 wurde in Kooperation mit Gewerkschaften und Arbeitgeber-
verbänden ein Bundeskongress organisiert, bei dem die Familienministerin Eck-
punkte für einen Gesetzentwurf vorstellte (Pfarr u.a. 2001; BMFSFJ 2001b): Zu-
nächst sollten Unternehmen und Tarifvertragsparteien gemeinsam Vereinbarungen 
treffen (einblick 2001). Es wurden keine konkreten Maßnahmen vorgeschrieben, die 
Unternehmen sollten jedoch konkrete und evaluierbare Regelungen umsetzen 
(BMFSFJ 2001b). Darüber hinaus sollten die Unternehmen Maßnahmen zur 
»Gleichstellung von Frauen und Männern« und zur »Vereinbarkeit von Familie und 
Erwerbstätigkeit« einleiten (BMFSFJ 2001b: 137). Erst wenn innerhalb einer Frist 
von zwei Jahren keine Vereinbarungen zu Stande kommen würden, sollten die 
Betriebe weiter gehende Anforderungen erfüllen. Sollten sich die Unternehmen 
gänzlich einer Gleichstellungspolitik verweigern, sah der Entwurf ein Verbands-
klagerecht sowie Bußgelder vor (BMFSFJ 2001b: 138). 
Die Eckpunkte wurden unterschiedlich bewertet. Unterstützung für das Geset-
zesvorhaben der Ministerin gab es »bei den Gewerkschaften« (einblick 2001). Die 
Haltung der Kabinettsmitglieder zum Gesetzentwurf war gespalten. Vertreter der 
beiden großen Wirtschaftsverbände BDI und BDA (Bundesverband der Deutschen 
Industrie und Bundesarbeitsgemeinschaft Deutscher Arbeitgeber) bezeichneten das 
Gesetz als »bürokratische Last« oder gleich als »Zwangsjacke« (Küntzel 2001). 
Chancengleichheit lasse sich »nicht von oben herab verordnen«, und ein Gesetz 
lähme »die vielfältigen Eigeninitiativen« (BDA 2001) der Betriebe. In den Augen 
von BDI-Präsident Rogowski waren die »Bestrebungen nach gesetzlich erzwun-
gener Gleichstellung von Frauen in der Arbeitswelt« ein Beispiel für »überkom-
menes Verteilungsdenken«, das den Standort Deutschland unrentabel mache 
(Rogowski 2001: 11–13). Dabei waren die Wirtschaftsverbände nicht grundsätzlich 
gegen Frauenförderung, sondern sie bekannten sich sogar »ausdrücklich zu dem 
Ziel, Chancengleichheit von Frauen und Männern im Berufsleben zu verwirklichen, 
(…) da Frauen ein großes Potenzial an gut ausgebildeten Arbeitskräften darstellen« 
(Küntzel 2001). 
Zu diesem Zeitpunkt zeichnet sich ab, dass die Bundesregierung in Bezug auf 
ein Gleichstellungsgesetz bereits gespalten war. Ein Spitzengespräch zwischen Bun-
deskanzler Schröder, Wirtschaftsminister Müller, Arbeitgeberpräsident Hundt und 
BDI-Chef Rogowski im März 2001 machte deutlich, dass die von Bergmann vorge-
legten Eckpunkte nicht durchzubringen seien. In einem weiteren Konsensgespräch 
zwischen der Familienministerin, dem Wirtschaftsminister, dem Bundeskanzler und 
dem BDA-Präsident Hundt wurde definitiv klar, dass der Gleichstellungsgesetz-
entwurf nicht weiter verfolgt werden würde. Die Familienministerin hatte sich in-
nerhalb des Regierungslagers nicht durchsetzen können. 
Die Verhandlungen mündeten am 2. Juli 2001 in der »Vereinbarung zur Förde-
rung der Chancengleichheit von Frauen und Männern in der Privatwirtschaft« zwi-
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schen der Bundesregierung und den vier Spitzenverbänden der Wirtschaft (BDI, 
BDA, DIHK und ZdH). Ausbildungsperspektiven und berufliche Chancen von 
Frauen sowie die Vereinbarkeit von Familie und Beruf für Väter und Mütter sollten 
verbessert werden, um eine »deutliche Erhöhung des Beschäftigungsanteils von 
Frauen« zu erreichen, auch in Bereichen, in denen sie bislang unterrepräsentiert 
seien, insbesondere in Führungspositionen und zukunftsorientierten Berufen (Ver-
einbarung 2001: 27).  
Ergebnis des Prozesses war also kein Gesetz, sondern eine freiwillige Selbstver-
pflichtung. Die Wirtschaftsverbände verpflichteten sich darin, die von ihnen ver-
tretenen Arbeitgeber und Unternehmer zu »informieren, beraten und unterstützen« 
(Vereinbarung 2001: 28). Die Bundesregierung versprach ihrerseits, ausreichend 
Mittel für den Ausbau der Kinderbetreuung zur Verfügung zu stellen und »Emp-
fehlungen für Reformen des deutschen Bildungssystems« (ebd.) unter besonderer 
Berücksichtigung der Ganztagsschulausbildung zu geben. Der Wirtschaft wurde 
zugesichert, dass die Bundesregierung auf ein Gleichstellungsgesetz verzichten 
werde, solange die Vereinbarung erfolgreich umgesetzt werde. 
Mit der Unterzeichnung der Vereinbarung war für alle Beteiligten ein Kompro-
miss erreicht: Die Bundesregierung verzichtete auf ein Gesetz, und die Wirtschafts-
verbände setzten sich für mehr Frauenfreundlichkeit in den Mitgliedsunternehmen 
ein. Die Vereinbarung war der Endpunkt eines Prozesses, der im Herbst 1998 mit 
der Forderung von SPD und Bündnis 90/Die Grünen nach einem Gleichstellungs-
gesetz für die deutsche Wirtschaft begonnen hatte. 
Der Ausgang dieses Prozesses ist auf die Konstellationen und Machtpositionen 
der Konfliktgegner zurückzuführen: Auf der einen Seite standen die Wirtschaftsver-
bände; auf der anderen Seite die Bundesregierung, vertreten durch Familienministerin 
Bergmann als Impulsgeberin, unterstützt von Politikerinnen aus der Bundestags-
fraktion der SPD und Bündnis 90/Die Grünen sowie Vertreterinnen aus Gewerk-
schaften und Frauenverbänden. Im Ergebnis hat sich die Wirtschaft mit ihrer Po-
sition, ein Gesetz zu Gunsten freiwilliger Regelungen zu verhindern, klar durch-
gesetzt, und die Bundesregierung hat sich von einer fordernden zu einer kom-
promissbereiten Haltung bewegt.  
Ein Hauptgrund für das Scheitern der Gesetzesinitiative ist im fehlenden Rück-
halt in den Verbänden, bei den Führungskräften der Wirtschaft und in der Gesamt-
bevölkerung zu sehen. Zwar herrscht breiter gesellschaftlicher Konsens darüber, 
dass Frauen und Männer gleichberechtigt sind, doch schon bei der Frage, ob sich 
dieses Recht auf die Ausgangsbedingungen oder das Ergebnis bezieht, gehen die 
Meinungen auseinander. Im Gegensatz zu Deutschland gibt es in Ländern wie 
Frankreich, Skandinavien, den USA oder Kanada längst Gleichstellungsgesetze mit 
verbindlichen Frauenquoten für die Privatwirtschaft. Es gehört dort ebenfalls zur 
gesellschaftlichen Normalität, dass Mütter selbst kleiner Kinder berufstätig sind und 
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ihre Kinder in öffentlichen und privaten Betreuungseinrichtungen unterbringen 
können. Das hat unter anderem auch Auswirkungen auf den Anteil von Frauen in 
Führungspositionen der Wirtschaft, der zum Beispiel in den USA und Kanada seit 
Ende der 1990er Jahre bei etwa dreizehn Prozent liegt – im Gegensatz zu ca. fünf 
Prozent in Deutschland (Sansonetti 2000). 
Die Konsequenzen der Vereinbarung 
Wie in der Vereinbarung festgelegt, wurden in der Folgezeit die Initiativen Total  
E-Quality und das Audit Beruf und Familie von Bundesregierung und Wirtschaft 
unterstützt und gemeinsam weitere Projekte wie die vom BMFSFJ und der Bertels-
mann Stiftung unter der Schirmherrschaft von Liz Mohn gegründete Initiative 
Allianz für die Familie initiiert. Die zu kommunizierende Botschaft lautete: »Familie 
bringt Gewinn«. Diese basiert auf der Annahme, »dass unsere Gesellschaft eine 
höhere Geburtenrate braucht, (…) auf qualifizierte Arbeitskräfte und die höhere Er-
werbstätigkeit von Frauen angewiesen ist, unsere Kinder eine frühe Förderung, 
Bildung und Erziehung benötigen« (Allianz für die Familie, Flyer, 2003). Ein weite-
res Projekt, Work-Life-Balance als Motor für wirtschaftliches Wachstum und gesellschaftliche 
Stabilität, untersucht seit 2004 die Auswirkungen einer an Vereinbarkeitskriterien 
orientierten Arbeitsorganisation und Personalpolitik für Unternehmen, Volks-
wirtschaft und Gesellschaft. Das Projekt wurde vom BMFSFJ und dem BMWA in 
Zusammenarbeit mit führenden deutschen Unternehmen unter Schirmherrschaft 
des BDI-Präsidenten Rogowski initiiert. Ziel ist die Förderung der Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie zur »nachhaltigen Nutzung des Humankapitals«, um »Inno-
vationskraft und wirtschaftliches Wachstum längerfristig zu erschließen« (BMFSFJ 
2004a). Im selben Zeitraum entstand eine von Familienministerin Schmidt gegrün-
dete Initiative Lokale Bündnisse für Familie (BMFSFJ 2005). Neben der Instrumentali-
sierung des Themas »Familienfreundlichkeit« für die Diskussion um den Fortbe-
stand der Rentenversicherungssysteme ist in diesem Zusammenhang kritisch 
anzumerken, dass die genannten Initiativen sich hauptsächlich auf Maßnahmen zur 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf konzentrieren und den Aspekt der Chancen-
gleichheit außer Acht lassen (vgl. auch djb 2004). So merkt der Deutsche Juristin-
nen-Bund an, dass solange Aufgaben wie Kindererziehung und Pflege von Angehö-
rigen »weiterhin vollkommen selbstverständlich als Pflichten der Frauen angesehen« 
würden, die meisten als Frauenförderprogramme deklarierten Angebote nichts wei-
ter seien als eine Gewissensberuhigung für Männer (djb 2004: 4).  
Die Vereinbarung legte weiterhin fest, dass Bundesregierung und Wirtschaft im 
Januar 2004 eine erste Bilanz der Vereinbarung (BMFSFJ 2003) vorlegen sollten. 
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Diese Bestimmung diente als Anregung für eine Vielzahl wissenschaftlicher Studien, 
die die Umsetzung der in der Vereinbarung genannten Maßnahmen in den Unter-
nehmen untersuchten. Bilanzierende Studien veröffentlichten unter anderem das 
Institut der deutschen Wirtschaft (Monitor Familienfreundlichkeit), das Institut für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB-Betriebspanel), der Deutsche Gewerk-
schaftsbund (HBS-Unternehmensbefragung) sowie das Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaftliche Institut der Hans-Böckler-Stiftung (WSI-Betriebsrätebefragung). Die Prognos 
AG legte eine Studie zu betriebswirtschaftlichen Effekten familienfreundlicher 
Maßnahmen vor. Mit Blick auf das Engagement der Wirtschaft für mehr Chancen-
gleichheit und für eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie können drei 
zusammenfassende Feststellungen abgegeben werden:  
1.  Eine deutliche Erhöhung des Beschäftigungsanteils von Frauen, wie sie in der 
Vereinbarung insbesondere in Bezug auf zukunftsorientierte Berufe und Füh-
rungspositionen angestrebt wurde, ist bisher nicht zu erkennen. Betriebsverein-
barungen oder sonstige Aktivitäten zur Förderung der Chancengleichheit sind 
seit der Vereinbarung nicht häufiger als zuvor initiiert worden.  
2.  Maßnahmen zur Förderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf wurden 
vermehrt seit 2001 umgesetzt. Dabei handelt es sich vor allem um Maßnahmen 
der Arbeitszeitflexibilisierung. Ob diese jedoch tatsächlich zu einer besseren 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf führen, hängt von der jeweiligen betrieb-
lichen Umsetzung und dem familialen und sozialen Kontext der Beschäftigten 
ab. Eindeutig familienfreundliche Maßnahmen wie Kinderbetreuung oder Wie-
dereinstiegsprogramme für Eltern werden nur in einem Bruchteil der Unter-
nehmen praktiziert. Wie eine Kosten-Nutzen-Analyse der Prognos AG zeigt, 
profitieren von solchen Angeboten vor allem überdurchschnittlich qualifizierte 
Frauen (Prognos 2003).  
3.  Inwieweit die Fortschritte im Bereich der Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
überhaupt Effekte der Vereinbarung darstellen, bleibt mit Blick auf die Bilanz-
studien unklar. Es ist anzunehmen, dass die Vereinbarung eher katalysatorisch 
auf Prozesse wirkt, die sich in einem Teil der Unternehmen ohnehin vollziehen. 
Die Bilanzstudien werden in der subjektorientierten Berufssoziologie ebenso wie in 
der Forschung zu Geschlecht und Organisation rezipiert und richten die Perspek-
tive der Forscherinnen und Forscher auf Themen wie Work-Life-Balance, Aus-
wirkungen flexibler Arbeitszeiten und die Vereinbarkeit von Beruf und Familie. 
Politisch, zum Beispiel durch Fördergelder, angeregt werden auch Studien zu Mut-
ter- und Vaterschaft, Reproduktionsverhalten von Akademikerinnen oder »Frauen 
in naturwissenschaftlich-technischen Berufen«. 
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Fazit: Vom Gleichheitsdiskurs zum Demographiediskurs 
Ergebnis des hier geschilderten Konflikts ist also eine Diskursveränderung, die prä-
gend ist für die Familienpolitik seit 2001. Dabei wurde der Gleichstellungsdiskurs 
weit gehend aufgegeben zu Gunsten einer Familienpolitik, die sich vor allem von 
einem demographischen Diskurs leiten lässt, in dessen Mittelpunkt die Finanzierung 
des Rentensystems, die Vereinbarkeitsproblematik von Beruf und Familie und die 
Gewinnung von Frauen als qualifizierte Arbeitskräfte in Unternehmen steht. Um 
mit Barbara Nohr (2001a) zu sprechen, wurde der Begriff Chancengleichheit darauf 
reduziert, »gleiche juristische Eintrittsbedingungen in sich selbst regulierende Märk-
te zu schaffen«; das Argument der »vielen leistungsstarken Frauen, auf die die Wirt-
schaft im eigenen Interesse nicht verzichten könne« erweckt den Eindruck, dass 
sich »wirklich gute Frauen über kurz oder lang ohnehin von selbst durchsetzen« 
(Nohr 2001a). 
Dieser Diskurs, der von der SPD-Familienministerin Bergmann initiiert und von 
ihrer Nachfolgerin Schmidt gesellschaftlich verankert wurde, ist durch die Koopera-
tion von Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Gesellschaft mit dem gemeinsamen 
Ziel der Familienfreundlichkeit gekennzeichnet und herrscht bis heute sowohl in 
der Rhetorik der Bundesregierung der Großen Koalition vor als auch in öffentlich 
und medial geführten Diskussionen. Damit lösen Argumente, die sich auf die »Na-
tur« von Frauen und Männern als Eltern beziehen, Argumente der Geschlechter-
gerechtigkeit ab, in deren Zentrum gerade die Überwindung von als »natürlich« de-
finierten Nachteilen für Frauen in Wirtschaft und Gesellschaft stand.  
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